
«Entfacht die EU einen 
Wirtschaftskrieg, dann 
gibt es Gegenmittel»
Nico Menzato, Ruedi Studer (Inter-
view) und Stefan Bohrer (Fotos)

Herr Blocher, Sie lachen sich 
bestimmt schon ins Fäustchen!
Christoph Blocher: Wieso?
Der Bundesrat will rasch einen Rah-
menvertrag abschliessen – und lie-
fert Ihnen fürs Wahljahr 2019 damit 
mächtig Munition.
Auch das wird der Bundesrat zu 
verhindern wissen. Eine allfälli-
ge Volksabstimmung zum Rah-
menvertrag wird sicherlich bis 
nach den Wahlen hinausge-
schleppt. Für die Politiker wäre 
es im Wahljahr äusserst peinlich, 
hinstehen zu müssen und zu sa-
gen: Wir sind dafür, dass in Zu-
kunft die Schweizer ihr Stimm-
recht für Schweizer Gesetze an 
die EU abgeben müssen. Sollen 
unsere Stimmbürger ihrer eige-
nen Entmachtung zustimmen?
Wieso sperren Sie sich bereits fun-
damental gegen einen Rahmenver-
trag, obwohl noch gar nicht klar ist, 
was die Schweiz in der Verhandlung 
herausholen wird?
Was klar ist, genügt, um klar 
Nein zu sagen: Die Schweiz 
müsste sich verpflichten, dass 
die EU für Schweizer verbindli-
che Gesetze macht. Die EU wird 
zum alleinigen Gesetzgeber für 
alles, was den europäischen 
Binnenmarkt betrifft. Was das 
sein wird, bestimmt ebenfalls 
die EU. Die Schweiz hätte nichts 
mehr zu bestimmen.
Sie übertreiben! Der Bundesrat 
strebt eine dynamische, keine 
automatische Rechtsübernahme 
an. Das Schweizer Volk kann zu neu-
em EU-Recht sehr wohl Nein sagen.
Es kann Nein sagen, aber wird 
dann von der EU bestraft. Sie 
können auch in der Schweiz auf 
den Autobahnen 200 km/h 
schnell fahren. Sie haben diese 
Freiheit, stimmt. Nur: Sie müs-
sen auch mit den Konsequenzen 
leben – mit der Strafe! Das wäre 
beim Rahmenabkommen das-
selbe. Die EU bekäme mit dem 
Vertrag das Recht und die 
Pflicht, Gegenmassnahmen zu 
ergreifen, wenn die Schweiz 
nicht spuren würde.
Ein paritätisch zusammengesetz-
tes Schiedsgericht – und nicht 

fremde Richter – würde entschei-
den, ob solche Gegenmassnahmen 
angemessen sind oder nicht.
Also, als Vergleich: Wenn Sie 
das Gericht mit vier Monaten 
Strafe wegen zu schnellen Fah-
rens verurteilt, könnte noch ein 
Schiedsgericht urteilen, ob vier 
oder drei Monate Gefängnis an-
gemessen wären. Nein, es geht 
um die schweizerische Freiheit. 
Wir dürfen einen solchen Ver-
trag nicht unterschreiben. Man 
will doch nicht allen Ernstes die 
schweizerische Demokratie ab-
schaffen, nur, damit ein paar Ex-
porteure ein bisschen einfacher 
exportieren können.
Es geht doch um mehr – etwa da
rum, dass die Schwei-
zer Börsenäquivalenz 
wieder unbefristet gilt. 
Sie schaden mit Ihrer 
Fundamental-Blocka-
de ganz bewusst der 
Schweizer Wirtschaft!
Die Schweiz kann 
das Börsen-Problem auf eigene 
Faust und ohne die EU regeln. 
Entsprechende Projekte laufen 
im Departement von Bundesrat 
Ueli Maurer bereits.
Aus EU-Sicht sind die bilateralen 
Verträge ohne Rahmenabkommen 
an einem Ende angelangt. 
Im Gegenteil: Das institutionelle 
Rahmenabkommen ist das Ende 
des bilateralen Wegs. Denn die-
ser funktioniert nur dann, wenn 
zwei gleichberechtigte Seiten 
miteinander einen Vertrag ab-
schliessen und nicht, wenn einer 
befiehlt. Der Rahmenvertrag ist 
wie ein bilateraler Mietvertrag, 
bei dem der Vermieter den Miet-
zins erhöhen kann und der Mie-
ter diesen schlucken müsste, 

wenn er nicht Sanktionen in 
Kauf nehmen will. Einen solchen 
Vertrag unterschreibt kein ver-
nünftiger Mensch.
Ohne Rahmenabkommen be-
kommt die Schweiz keine neuen 
Marktzugangsabkommen mit der 
EU. Zum Nachteil für unser Land.
Wir brauchen auch keine be-
deutenden Dinge. Sollte die EU 
mit Nadelstichen einen Wirt-
schaftskrieg entfachen, gibt es 
Gegenmittel. Bedenken Sie: 
2016 verkaufte die EU Produk-
te im Wert von 262 Milliarden 
Franken in die Schweiz, diese in 
die EU nur für 220 Milliarden!
Ignazio Cassis hat der SVP als Bun-
desratskandidat versprochen, den 

Reset-Knopf zu drü-
cken. Geändert hat 
sich praktisch nichts.
Wie erwartet nichts 
Wesentliches. Er 
kann weder aus sei-
ner Haut noch aus 
seinem Umfeld flie-

hen. Nun legt er alten Wein in 
neuen Schläuchen vor. Aber es 
bleibt die Abschaffung der 
schweizerischen Demokratie, 
das dürfen wir nie akzeptieren. 
Ich kenne wenige Bundesräte, 
die nach den Wahlen gemacht 
haben, was sie vor den Wahlen 
versprochen haben. Ich war da 
eine Ausnahme. (lacht)
Wird der Widerstand gegen den Rah-
menvertrag für Sie nochmals ein 
grosser Kampf wie gegen den EWR? 
Hoffentlich nicht nur für mich. 
Das ist jetzt schon meine politi-
sche Haupttätigkeit. Es gilt, den 
Kampf gegen die Abschaffung 
der schweizerischen Demokra-
tie nicht nur zu führen, sondern 
zu gewinnen.

Werden Sie den Posten als SVP-
Strategiechef aufgeben, um 
sich voll auf Ihren Anti-EU-
Kampf zu konzentrieren?
Bis jetzt ist beides möglich. 
Die Abstimmung kommt 
wohl erst 2020, 
da bleibt mir 
noch genü-
gend Zeit zu 
entscheiden.
Dann bleiben Sie 
Strategiechef?
Die Strategie für die 
Wahlen 2019 steht be-
reits. Alles weitere haben 
wir bis zum 23. März 2018 
zu entscheiden.
Braucht es jetzt nicht eine Ver-
jüngung?
Doch, doch. Aber nur jung 
oder nur alt allein bringt 
nichts. Die Jungen haben 
mehr Energie, die Alten 
mehr Erfahrung, darum 
braucht es beide.
Ziehen Sie sich zurück, 
wenn Ihre Tochter in 
den Parteileitungsaus-
schuss will?
Sie will nicht, ob-
wohl sie eine starke 
Kraft wäre. Mein 
Rückzug hängt 
aber nicht von der Mitwir-
kung meiner Tochter ab.
Ein anderes Thema: Der Bundesrat 
will die EU-Waffenrichtlinie über-
nehmen. Was halten Sie davon?
Wieder ein fremder Ukas, der 
uns aufgezwungen wird. Dage-
gen muss man unbedingt das 
Referendum ergreifen, das 
würde ich unterstützen. Diese 
Richtlinie bedeutet eine Ein-
schränkung unseres freiheitli-
chen Waffenrechts, das haben 
wir schon mehrmals abgelehnt.
Ein erfolgreiches Referendum  
würde das Schengen-Abkommen in 
Gefahr bringen.
Und? Das ist in Kauf zu nehmen.
Der Verlust des Abkommens würde 
uns laut Bundesrat Hunderte Mil
lionen Franken kosten.
Nein, im Gegenteil: weniger 
Kosten, weniger Kriminalität 
und mehr Freiheit.
Haben Sie selber Waffen?
Natürlich. Ich bin ja Oberst a. D. 
der Schweizer Armee.

Camper ziehen nach Bern
Naturschützer wollen, 
dass der TCS-Camping-
platz in Gampelen BE am 
Neuenburgersee ver-
schwindet. Dagegen 
wehren sich die Camper. 
Am Montag überreichten 
sie der Berner Staats
kanzlei eine Petition zum 
Erhalt ihres Platzes. Die 
Interessengemeinschaft 
(IG) Gampelen-Fanel 
sammelte seit Ende 
Januar 6190 Unter-
schriften. Die Unter-
schriftenbögen nahm der 
Berner Vize-Stadtschrei-
ber Michel Walthert entgegen. 
Hanspeter Mischler (65) von der IG 

sagt: «Es gibt kein Gesetz, das sagt, 
dass man einen Vertrag nicht ver-
längern darf.» Die Berner Kantons-

regierung möchte dem 
TCS erlauben, das Ge-
lände im Naturschutz-
gebiet Fanel weitere 
35 Jahre lang zu nut-
zen. Doch fünf Umwelt-
organisationen und das 
Bundesamt für Umwelt 
hatten gegen eine Ver-
längerung des Vertrags 
Beschwerde eingelegt. 
Die IG Gampelen-Fanel 
will auch nach der Über-
gabe der 6190 Unter-
schriften weitersammeln. 
Eine zweite Tranche von 
Unterschriftsbögen will 

sie Anfang Juli dem Kanton Bern 
übergeben. � Gabriela Battaglia

Emmis neuster Kraftakt

Das sagt SVP-Chefstratege Christoph Blocher (77) zu den neuen EU-Plänen des Bundesrats

Die Camper vom Camping Fanel reichten am Montag die ersten 
Unterschriften ein. 

D ie Milch machts: 162 
Millionen Franken Ge-
winn verbuchte Emmi-

CEO Urs Riedener (52) im letz-
ten Jahr – ein Plus von 15,1 
Prozent. Lifestyle-Drinks wie 
Caffè Latte lassen die Kasse des 
grössten Schweizer Milchver
arbeiters aus Luzern klingeln.

Dazu gehören auch immer 
mehr Protein-Drinks. Eiweisse 
als Verkaufsargument? Protei-
ne liegen im Trend, weil sie 
beim Abnehmen und beim 
Muskelaufbau zugleich helfen 
sollen. Dafür sind Schweizer 

Konsumenten bereit, tief 
ins Portemonnaie zu grei-
fen, weiss Riedener.

Der neue Energy-Drink 
«Milk High Protein Vanilla 
XXL» in der 500-ml-Fla-
sche kostet im Handel 4.25 
Franken. Bis anhin wurde 
der Drink mit 26 Gramm 
Protein angereichert. Neu 
werden es 40 Gramm sein. 
«Die Leute schreien nach 
Protein», sagt Riederer zu 
BLICK. «26 Gramm genügen 
nicht mehr. Also geben wir 
ihnen ab sofort 40 Gramm.» Die 

kleine Flasche (3,3 dl) 
bleibt für 2.85 Franken 
im Sortiment.

Braucht man eigent-
lich so viel Protein? Laut 
den Ernährungsexperten 
stellten sich viele Konsu-
menten gar nicht erst die 
Frage, ob sie überhaupt 
Proteinshakes und Co. 
benötigen. Die Mehrheit 
konsumiere schon genug 

Eiweiss. Statt Shakes und Pro-
teinprodukten für den Mus-
kelaufbau reichten auch Quark 
und eine Banane.� Patrik Berger

 «Gegen  
das EU-

Waffenrecht 
braucht es ein  
Referendum.»

Christoph Blocher im Gespräch mit den BLICK-
Redaktoren Nico Menzato und Ruedi Studer (v. l.) 

im Büro des alt Bundesrats in Männedorf ZH. 

Schiedsgerichte sollen 
Durchbruch bringen

Bundesrat passt EU-Verhandlungsmandat an

Ein Schiedsgericht soll den Durch­
bruch in den Verhandlungen mit 
der EU über ein Rahmenabkom­
men bringen. Es gibt in den 
bilateralen Verträgen näm-
lich dreierlei Recht: EU-Recht, 
Schweizer Recht und gemeinsa­
mes Recht, das extra für die Ver­
träge gemacht wurde.

Gemäss Aussenminister Igna­
zio Cassis (56, Bild) sollen die 
«fremden Richter» des Europäi­
schen Gerichtshofs über die 
Auslegung von EU-Recht ent-
scheiden, für Schweizer Recht – 
wie die flankierenden Massnah­
men zum Arbeitnehmerschutz – 

wären weiterhin Schweizer Ge­
richte zuständig. Das Schieds­
gericht wäre demnach für das 
gemeinsame Recht zuständig. 
Das Abkommen soll bald ste-
hen, möglichst bis Ende Jahr. 

Um die Verhandlungsmaschi­
ne ein wenig zu ölen, hat der  
Bundesrat ausserdem beschlos­
sen, die Ko-
häsions-
milliarde 
an die ost­
europäi­
schen EU-
Staaten zu 
zahlen.


